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Drucksache VI/1377 


Sachgebiet 2129 


Vorblatt 


Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
in der Umgebung von Flugplätzen 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die immer bedrohlicher werdende Belastung der Bevölkerung 
durch Fluglärm auf ein vertretbares Maß herabzusetzen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht neben aktiven Lärmschutzmaßnahmen zur 
Senkung der Geräusche an der Quelle besondere passive Lärm- 
schutzmaßnahmen für die Umgebung von Düsenflugplätzen vor. 
Es werden Lärmschutzbereiche festgelegt, in denen differen- 
zierte Baubeschränkungen vorgesehen und Beihlfen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmn gewährt werden. 

Der Innenausschuß hat die Gesetzentwürfe einstimmig gebilligt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die im zivilen Bereich anfallenden Kosten sollen von den Flug- 
hafengesellschaften getragen werden. Ihre Höhe wird unter 
Zugrundelegung des bis zum Jahre 1975 zu erwartenden Ver- 
kehrsaufkommens auf etwa 70 Millionen DM geschätzt. Im 
militärischen Bereich ist mit einer Gesamtbelastung des Bundes- 
haushaltes von 117 Millionen DM bis 150 Millionen DM, ver- 
teilt auf fünf Jahre, zu rechnen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der 
Umgebung von Flughäfen 

— Drucksache VI/4 (neu) — 

und den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung 

von Flughäfen 

— Drucksache VI /7 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gruhl und Konrad 


L Allgemeines 

1. Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm in der 
Umgebung von Flughäfen hat den Deutschen 
Bundestag bereits in der Fünften Legislaturpe- 
riode beschäftigt (Drucksachen V/355 und V/356). 
Der damalige Entwurf erfuhr während der Aus- 
schußberatungen zahlreiche wesentliche Ände- 
rungen, von denen folgende hervorzuheben sind: 

— Die ursprünglich auf Verkehrsflughäfen be- 
schränkte gesetzliche Regelung wurde auf 
militärische Flugplätze, die dem Betrieb von 
Flugzeugen mit Strahltriebwerken zu dienen 
bestimmt sind, ausgedehnt. 

— Die Regelung wurde um aktive Lärmschutz- 
maßnahmen zur Senkung des Lärms an der 
Quelle erweitert. 

— Die ursprünglich vorgesehene, durch Entschä- 
digungen zu fördernde freiwillige Umsiedlung 
der Bewohner bestimmter lärmbelasteter 
Grundstücke wurde, insbesondere wegen der 
zu hohen Kostenfolgen, aufgegeben. 


Der Deutsche Bundestag verabschiedete den Ge- 
setzentwurf am 26. Juni 1969 in der vom damals 
federführenden Ausschuß für Gesundheitswesen 
empfohlenen Fassung (Drucksache V/4227). 

Der Bundesrat verlangte in seiner Sitzung am 
10. Juli 1969 die Einberufung des Vermittlimgs- 
ausschusses gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes, da er in einigen — allerdings den Kern 
des Gesetzes nicht berührenden — Punkten dem 
Gesetzentwurf nicht zustimmen wollte (Druck- 
sache V/4577). 

Der Vermittlungsausschuß entschied sich am 
16. Juli 1969 für die Änderungsvorschläge des 
Bundesrates und schlug darüber hinaus vor, von 
der Gewährung von Beihilfen zu Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen abzusehen. 

Wegen des Ablaufs der Legislaturperiode konnte 
der Deutsche Bundestag nicht mehr über den An- 
trag des Vermittlungsausschusses beschließen. 

2. Der am 21. Oktober 1969 von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingeb rächte Entwurf eines Geset- 
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zes zum Schutz gegen Fluglärm in der Umge- 
bung von Flughäfen auf Drucksache 'VI/4 (neu) 
entspricht der vom Deutschen Bundestag am 
26. Juni 1969 beschlossenen Fassung; der Ent- 
wurf der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
W7, ebnfalls vom 21. Oktober 1969, orientiert 
sich am Beschluß des Vermittlungsausschusses. 

Die beiden Gesetzentwürfe wurden in der 10. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 12. Novem- 
ber 1969 ohne Aussprache an den Innenausschuß 
(federführend), an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit, den Ausschuß für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen (mit- 
beratend) sowie an den Haushaltsausschuß (mit- 
beratend und nach § 96 der Geschäftsordnung) 
überwiesen. Der Verteidigungsausschuß nahm 
gutachtlich Stellung. 

3. Der mitberatende Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen hat empfohlen, 

— die Beihilferegelung für Schallschutzmaßnah- 
men beizubehalten bzw. aufzunehmen und 
von der Beschränkung durch Festsetzung eines 
Stichtages abzusehen, 

— die Bundesregierung zu ermächtigen, die 
Höchstsätze der Beihilfen durch Rechtsverord- 
nung der wirtschaftlichen Entwicklung anzu- 
passen, 

— - die Lärmschutzbereiche unter Berücksichti- 
gung der Endkapazität der Flugplätze festzu- 
setzen, 

— von einer Abwälzung der dem Flugplatzhalter 
entstehenden Kosten auf die Fluggesellschaf- 
ten abzusehen. 

Nach der Empfehlung des mitberatenden Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit soll 

— bei der Festsetzung des Lärmschutzbereiches 
die Endkapazität des Flugplatzes berücksich- 
tigt werden, 

— an der Beihilferegelung für Schallschutzmaß- 
nahmen festgehalten werden, 

— eine Beschränkung der Entschädigungs- und 
Beihilfeansprüdie durch Festsetzung eines 
Stichtages nicht vorgesehen, zumindest aber 
ein späterer Stichtag gewählt werden, 

— an dem in den Entwürfen für die Schutzzone 1 
vorgesehenen Pegel wert von 75 dB(A) festge- 
halten werden. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat gegen 
die Gesetzentwürfe keine Bedenken erhoben. Er 
wird seinen Bericht nach § 96 der Geschäftsord- 
nung gesondert abgeben. 

Der gutachtlich beteiligte Verteidigungsausschuß 
hat, soweit die beiden Gesetzentwürfe voneinan- 
der abweichen, Annahme der Vorschriften der 
Drucksache VI/4 (neu) empfohlen. 

Der Innenausschuß hat die Entwürfe in seiner 
Sitzung am 15. Oktober 1970 abschließend bera- 
ten. 


4. Ziel der Gesetzentwürfe ist es, die immer bedroh- 
licher werdende Belastung der Bevölkerung 
durch Fluglärm auf ein vertretbares Maß herab- 
zusetzen. Zu diesem Zweck sind neben plane- 
rischen Maßnahmen für die Umgebung der Dü- 
senflugplätze besondere passive Lärmschutzmaß- 
nahmen und aktive Lärmschutzmaßnahmen zur 
Senkung der Geräusche an der Quelle vorgese- 
hen. 

Für Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienver- 
kehr angeschlossen sind, und militärische Flug- 
plätze, die dem Betrieb von Strahlflugzeugen zu 
dienen bestimmt sind, werden durch Rechtsver- 
ordnung nach einem im Gesetz geregelten Ver- 
fahren Lärmschutzbereiche mit jeweils zwei 
Schutzzonen festgelegt. Im Lärmschutzbereich 
wird die bauliche Nutzung eingeschränkt: 

Schutzbedürftige Einrichtungen, wie Kranken- 
häuser, Altenheime und Schulen, dürfen darin 
grundsätzlich nicht errichtet werden. Wohnungen 
dürfen in der Schutzzone 1 grundsätzlich nicht er- 
richtet werden, in der Schutzzone 2 nur, wenn 
sie mit bestimmten Schallschutzeinrichtungen 
versehenn werden. Als Ausgleich für Bauverbote 
werden dem Eigentümer Entschädigungsansprü- 
che gewährt. 

Eigentümern von bereits bebauten Grundstücken 
in der Schutzzone 1 werden Beihilfen zu Aufwen- 
dungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen (z. 
B. schalldämmende Spezialfenster) gewährt. Ent- 
schädigungsansprüche und Beihilfeansprüche sol- 
len durch Festsetzung eines bestimmten Stichta- 
ges begrenzt werden. Zahlungspflichtig ist der 
Flugplatzhalter, im zivilen Bereich also die je- 
weilige Flughafengesellschaft, im militärischen 
Bereich der Bund. 

Der zweite Abschnitt der Gesetzentwürfe enthält 
die aktiven Lärmschutzmaßnahmen. 

Der Ausschuß sieht in der vorgesehenen gesetz- 
lichen Regelung einen wichtigen Schritt zur Lösung 
des durch die sprunghafte Entwicklung des Luftver- 
kehrs und die weitgehende Umstellung auf Strahl- 
triebwerke im zivilen und militärischen Bereich her- 
vorgerufenen Fluglärmproblems. Er ist sich bewußt, 
daß die vorliegende Regelung das Problem nicht in 
seinem ganzen Umfang zu lösen vermag. Eine um- 
fassende Lösung würde jedoch eine Fülle schwieri- 
ger technischer, planerischer, finanzieller und recht- 
licher Fragen aufwerfen, durch die die Verabschie- 
dung des Gesetzes erheblich verzögert, wenn nicht 
sogar in dieser Legislaturperiode unmöglich gemacht 
würde. Der Innenausschuß hat deshalb nach einge- 
hender Beratung die Überzeugung gewonnen, daß es 
angesichts der Dringlichkeit des Problems im Inter- 
esse der betroffenen Bevölkerung notwendig ist, das 
Gesetz auf der Grundlage der vorliegenden Ent- 
würfe rasch zu verabschieden, insbesondere um ein 
weiteres Heranwachsen von Wohnsiedlungen an die 
Flugplätze zu verhindern. Das Gesetz kann aber 
nur als ein erster Schritt angesehen werden, dem 
je nach den gewonnenen Erfahrungen weitere folgen 
müssen. 
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Der Ausschuß hielt es für geboten, bei der Fest- 
setzung der Lärmschutzbereiche den zu erwartenden 
Ausbau jedes Flugplatzes zugrunde zu legen und 
Art und Umfang des auf zehn Jahre voraussehbaren 
Flugbetriebes zu berücksichtigen. Damit muß bei 
allen Bebauungsplänen weitgehend die vorausseh- 
bare Entwicklung des Flugplatzes berücksichtigt wer- 
den, um Fehlplanungen zu vermeiden. 

Um den Lärmschutzbereich jedoch auch an die 
weitere jeweilige Entwicklung des Flugplatzes an- 
passen zu können, soll jeweils nach Ablauf von fünf 
Jahren eine Überprüfung auch der zu erwartenden 
Lärmbelastung vorgenommen werden, sofern nicht 
besondere Umstände eine frühere Prüfung erforder- 
lich machen. 

Eine Beschränkung der Entschädigungs- und Bei- 
hilfeansprüche durch eine Stichtagsregelung hielt der 
Ausschuß aus verfassungsrechtlichen Gründen für be- 
denklich, im übrigen aber auch für sachlich nicht 
gerechtfertigt. 

Da auch die durch Luftfahrzeuge verursachten 
Luftverunreinigungen ein bedenkliches Ausmaß an- 
nehmen, soll im Luftverkehrsgesetz eine Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen zur Ver- 
minderung dieser Luftverunreinigungen vorgesehen 
werden. 

Bei den Beratungen des Innenausschusses bestand 
Einigkeit darüber, daß Ansprüche aus anderen Ge- 
setzen, die nicht durch ein Bauverbot nach § 5 be- 
gründet sind, sowie Ansprüche, die nicht die Er- 
stattung von Aufwendungen für bauliche Schall- 
schutzmaßnahmen nach § 9 zum Gegenstand haben 
— wie etwa nach § 26 der Gewerbeordnung in Ver- 
bindung mit § 1 1 des Luftverkehrsgesetzes — , durch 
das Fluglärmgesetz nicht berührt werden. 

Im übrigen wird auf den Schriftlichen Bericht des 
Ausschusses für Gesundheitswesen vom 19. Juni 
1969 (Drucksache V/4427) Bezug genommen. 


11. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zur Überschrift 

Die bisherige Fassung ist zu eng. 

Die Vorschriften des Gesetzes dienen nicht allein 
dem Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung von 
Flughäfen. Sie gelten auch für militärische Flug- 
plätze (§ 1 Nr. 2) und dienen zum Teil dem Schutz 
gegen Fluglärm auch außerhalb der Umgebung von 
Flugplätzen (z. B. § 14 Nr. 3 und 4). 

Zu § 1 

Die Vorschrift wurde unverändert gebilligt. An- 
dere als die genannten Flugplätze, z. B. Flughäfen, 
die nicht dem Linienverkehr angeschlossen sind 
oder Sportflugplätze, sind nicht in die Regelung ein- 
bezogen worden, da bei diesen die Zahl der Flug- 
bewegungen über das ganze Jahr verteilt zu gering 
ist. 


Zu § 2 

Die Vorschrift wurde unverändert gebilligt. 

Zu § 3 

Da der Lärmschutzbereich bei der langfristigen 
Planung für die Umgebung von Flugplätzen berück- 
sichtigt werden muß, ist es erforderlich, bei der 
Ermittlung der Lärmbelastung Art und Umfang des 
voraussehbaren Flugbetriebes und den zu erwarten- 
den Ausbau des Flugplatzes zugrunde zu legen. Die 
diese Frage regelnde Bestimmung (bisher Anlage 
zu § 3) wird deshalb wegen ihrer weitreichenden 
Bedeutung in § 3 selbst eingefügt und Art und Um- 
fang des Flugbetriebes durch die Festlegung eines 
bestimmten Zeitraums konkretisiert. 

Zu § 4 

Die Änderung der Zuständigkeit innerhalb der Res- 
sorts der Bundesregierung macht es notwendig, in 
Absatz 1 Satz 1 anstelle des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit den Bundesmini- 
ster des Innern vorzusehen. Damit bleibt die feder- 
führende Zuständigkeit bei dem für den Immissions- 
schutz zuständigen Bundesminister; mit dem je- 
weils beteiligten Ressort ist das Einvernehmen her- 
zustellen. Durch diese Zuständigkeitsregelung soll 
eine fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den be- 
teiligten Ministerien, die unterschiedliche Inter- 
essen zu wahren haben, erreicht werden. 

Außerdem soll auf diese Weise eine einheitliche 
Praxis bei der Festsetzung der Lärmschutzbereiche 
im zivilen und militärischen Bereich sichergestellt 
werden. Der Ausschuß gibt der Erwartung Aus- 
druck, daß die Notwendigkeit, das Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Verkehr, für das Post- 
und Fernmeldewesen beziehungsweise dem Bundes- 
minister der Verteidigung hersteilen zu müssen, 
nicht zu unangemessenen Verzögerungen führen 
wird. Im übrigen wurde Absatz 1 unverändert ge- 
billigt. 

In Absatz 2 Satz 2 wird der Begriff der „wesent- 
lichen Veränderung der Lärmbelastung" konkreti- 
siert. Eine Erhöhung der Lärmbelastung um 4 dB (A) 
entspricht in diesem Zusammenhang bei gleichblei- 
bender Lautstärke der Luftfahrzeuge einer Verdop- 
pelung der Flugbewegungen. Diese Konkretisierung 
ist allerdings nur beispielhaft. 

Um die künftige Entwicklung von Art und Um- 
fang des Flugbetriebes rechtzeitig erfassen zu kön- 
nen, bedarf es einer Überprüfung der für den Um- 
fang des Lärmschutzbereichs maßgebenden Lärm- 
belastung in regelmäßigen Abständen. Diesem 
Zweck dient die in Absatz 3 vorgesehene Regelung. 

Zu § 5 

Aus systematischen Gründen erscheint es richtig, 
in § 5 lediglich die mit Bauverboten zusammenhän- 
genden Tatbestände zu regeln. Absatz 4, der son- 
stige Beschränkungen der baulichen Nutzung vor- 
sieht, wurde deshalb mit § 6 gekoppelt. Die Über- 
schrift muß neu gefaßt werden, da sich die Vor- 
schrift nunmehr auf Bauverbote beschränkt. 
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Der Ausschuß hat erwogen, statt des Zeitpunktes 
der Festsetzung des Lärmschutzbereichs den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes zu wählen, 
um zu verhindern, daß nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes noch Bebauungspläne aufgestellt werden, die 
von der Ausnahmeregelung des Absatzes 3 Satz 1 
erfaßt werden. Der Ausschuß hat davon abgesehen, 
weil er der Auffassung ist, daß die Gemeinden, 
unterstützt von den Aufsichtsbehörden, den Uber- 
gangszeitraum nicht für die Aufstellung von Be- 
bauungsplänen mißbrauchen werden, die dem 
Zweck des Gesetzes zuwiderlaufen. 


Zu § 6 

Der bisherige § 5 Abs. 4 und § 6 werden aus 
systematischen Gründen zusammengefaßt. Dieser 
Änderung trägt die neue Überschrift Rechnung. 


Zu § 7 

Die Änderung ergibt sich aus der Änderung des 
§ 6 und dient im übrigen der redaktionellen Verbes- 
serung. 


Zu § 8 

Absatz 1 Satz 1 hat eine Enteignungsentschädigung 
zum Gegenstand; nach Absatz 1 Satz 2 kann der 
Eigentümer ferner Entschädigung verlangen, wenn 
Aufwendungen, die er zur Vorbereitung für die 
bauliche Nutzung des Grundstücks gemacht hat, 
durch das Bauverbot an Wert verlieren. Die Ent- 
eignungsentschädigung hängt allein von dem objek- 
tiven Substanz Verlust ab; auf den Zeitpunkt des 
Eigentumserwerbs darf es deshalb nicht ankommen. 
Die in den Sätzen 3 und 4 enthaltene Stichtagsrege- 
lung begegnet aus diesem Grunde verfassungsrecht- 
lichen Bedenken. 

Die Änderung des Absatzes 2 dient der redak- 
tionellen Verbesserung. 


Zu § 9 

Die Änderung von Äbsatz 1 Satz 1 dient der 
redaktionellen Verbesserung (vgl. Beschluß des 
Bundesrates vom 10. Juli 1969; Drucksache V/4577) 
und ist im übrigen Folge der Änderung des § 5 
Äbs. 4. 

Die Streichung des Äbsatzes 2 ist aus folgenden 
Gründen geboten: 

Bauliche Schallschutzmaßnahmen sind geeignet, 
den Schutz gegen Fluglärm in den betroffenen Ge- 
bieten wesentlich zu verbessern. Die vorgesehene 
Stichtagsregelung ist auch unter dem Gesichtspunkt 
eines wirksamen Schutzes gegen Fluglärm uner- 
wünscht. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 
daß die nachteiligen Folgen eines unterlassenen 
Schallschutzes häufig nicht den Eigentümer treffen. 

Der bisherige Äbsatz 3 Satz 4 war zu streichen. 
Die Ermächtigung erscheint im Hinblick auf Ärtikel 


80 des Grundgesetzes nicht hinreichend konkreti- 
siert. Hiernach erlassene Rechtsverordnungen könn- 
ten im übrigen zu einer ungerechtfertigten Limitie- 
rung der Erstattung führen (vgl. dazu Nummer 4 
der Änlage zum Beschluß des Bundesrats vom 
10. Juli 1969 — Drucksache V/4577 — ). 

Durch den neu eingefügten Absatz 3 soll der 
Höchstbetrag an die Preisentwicklung angepaßt 
werden. 


Zu § 10 

Die Änderung von Äbsatz 1 Satz 1 dient der 
redaktionellen Verbesserung. 

Äbsatz 2 war zu streichen, da ein Bedürfnis für 
eine besondere Rechtswegregelung nicht besteht. 


Zu § 11 

Unverändert gebilligt. 

Zu § 12 

Unverändert gebilligt. 

Zu § 13 

Unverändert gebilligt. 

Zu § 13 a 

In der vorliegenden Fassung können die §§ 1 
bis 13 für das Land Berlin wegen der besonderen 
Verhältnisse nicht übernommen werden; doch soll 
die Möglichkeit, eine entsprechende Regelung in 
Berlin zu treffen, nicht ausgeschlossen werden. 

Zu § 14 Nr, 1 

Unverändert gebilligt. 

Zu § 14 Nr. 2 

Die Änderung dient der redaktionellen Verbesse- 
rung. 

Zu § 14 Nr. 2 Buchstabe a 

Es muß sichergestellt werden, daß bei Maßnahmen 
des Immissionsschutzes der hierfür zuständige Lan- 
desminister beteiligt wird. 

Zu § 14 Nr. 3 

Unverändert gebilligt. 


Zu § 14 Nr. 4 Buchstabe a 

Unverändert gebilligt. 


4 



Drucksache VI/1377 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlper iode 


Zu § 14 Nr. 4 Buchstabe b 

Die in § 32 Abs. 1 Nr. 15 Luftverkehrsgesetz vor- 
gesehene Ermächtigung ist notwendig, um die nach 
dem jeweiligen Stand der Technik möglichen Maß- 
nahmen zur Luftreinhaltung vorschreiben zu kön- 
nen. 


Zu § 14 Nr. 4 Buchstabe c und 4 Buchstabe d 

Da der Bundesminister des Innern generell für 
den Immissionsschutz zuständig ist, soll er zusam- 
men mit dem Bundesminister für Verkehr ermäch- 
tigt werden. 

Zu § 14 Nr. 5 

(§ 32 a Luftverkehrsgesetz) 

Da bei der Vorbereitung der Vorschriften schwie- 
rige fachliche Fragen geklärt werden müssen, er- 
scheint es erforderlich, einen Beratenden Ausschuß 
einzusetzen, der den zuständigen Bundesministern 
sein Fachwissen zur Verfügung stellt. Der beim 
Bundesminister für Verkehr gebildete Luftfahrtrat 
wird den hier gestellten Anforderungen wegen sei- 
ner spezifischen anderen Aufgaben nicht gerecht. 

(§ 32 b Luftverkehrsgesetz) 

Der Begriff „Sachverständigenkommission" ist im 
Hinblick auf die Zusammensetzung der Mitglieder 
zu eng. Er wird deshalb durch den Begriff „Kom- 
mission" ersetzt. 


Es erscheint geboten, in Absatz 4 auch Vertreter 
der Bundesvereinigung gegen Fluglärm aufzu- 
nehmen. 

Der von Verkehrsflughäfen ausgehende Lärm 
wirkt sich in zahlreichen Gemeinden in der Um- 
gebung des Flughafens aus. Es empfiehlt sich daher, 
die gesundheitlichen Belange nicht durch örtliche 
Stellen, sondern durch die für den Immissionsschutz 
zuständige oberste Landesbehörde vertreten zu 
lassen. Diese erscheint hierfür wegen ihres Sach- 
verstandes und ihrer Erfahrungen im besonderen 
Maße geeignet. 

Wegen der Bedeutung der zu treffenden Maß- 
nahmen für die Planung empfiehlt sich die Aufnahme 
von Vertretern der obersten Landesplanungsbe- 
hörde. 

Die übrigen Änderungen dienen der redaktionel- 
len Verbesserung. 

Zu § 14 a 

Notwendige Ergänzung, da auch das Luftver- 
kehrsgesetz eine Berlin-Klausel enthält. 

Zu § 15 

Unverändert gebilligt. 

Zur Anlage zu § 3 

Folge der Änderung zu § 3. 


Bonn, den 12. November 1970 


Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache W4 (neu) — 
in der sich aus der anliegenden Zusammenstel- 
lung ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag — Drucksache Yl/7 — für erledigt zu 
erklären; 

3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) bis zum 1. Oktober 1972 dem Bundestag einen 
Bericht über die Erfahrungen vorzulegen, die 
sich aus der Anwendung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm ergeben haben. Der 


Bericht soll insbesondere auch die Auffassun- 
gen und Stellungnahmen der vom Fluglärm 
betroffenen Bevölkerung und Gemeinden so- 
wie der Flugplatzhalter und der Luftfahrzeug- 
halter wiedergeben. Die ausländischen Erfah- 
rungen mit Gesetzen gegen den Fluglärm 
sollen in diesem Bericht vergleichend be- 
trachtet und ausgewertet werden, 

b) gegebenenfalls den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm vorzulegen; 

4. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. November 1970 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Gruhl Konrad 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung 

von Flughäfen 

— Drucksache VI /4 (neu) — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

zum Schutz gegen Fluglärm zum Schutz gegen Fluglärm 

in der Umgebung von Flughäien 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT ERSTER ABSCHNITT 

§ 1 

Zweck und Geltungsbereich 

Zum Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, er- 
heblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen 
durch Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen 
werden für 

1. Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr 
angeschlossen sind, und 

2. militärische Flugplätze, die dem Betrieb von 
Flugzeugen mit Strahltriebwerken zu dienen be- 
stimmt sind, 

Lärmschutzbereiche festgesetzt. 

§ 2 § 2 

Umfang des Lärmschutzbereichs unverändert 

(1) Der Lärmschutzbereich umfaßt das Gebiet 
außerhalb des Flugplatzgeländes, in dem der durch 
Fluglärm hervorgerufene äquivalente Dauerschall- 
pegel 67 dB(A) übersteigt. 

(2) Der Lärmschutzbereich wird nach dem Maße 
der Lärmbelastung in zwei Schutzzonen gegliedert. 

Die Schutzzone 1 umfaßt das Gebiet, in dem der 
äquivalente Dauerschallpegel 75 dB(A) übersteigt, 
die Schutzzone 2 das übrige Gebiet des Lärmschutz- 
bereichs. 



7 



Drucksache VI/1377 Deutsc her Bu ndest ag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 3 

Ermittlung der Lärmbelastung 

Der äquivalente Dauerschallpegel wird nach der 
Anlage zu diesem Gesetz ermittelt. 


§ 4 

Festsetzung des Lärmschutzbereichs 

(1) Der Lärmschutzbereich wird bei Flugplätzen 
nach § 1 Nr, 1 vom Bundesminister für Verkehr, bei 
Flugplätzen nach § 1 Nr. 2 vom Bundesminister der 
Verteidigung jeweils im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen durch Rechts- 
verordnung festgesetzt. Karten und Pläne, die Be- 
standteil der Rechtsverordnung sind, können da- 
durch verkündet werden, daß sie bei einer Amts- 
stelle zu jedermanns Einsicht archivmäßig gesichert 
niedergelegt werden. In der Rechtsverordnung ist 
hierauf hinzuweisen. 

(2) Der Lärmschutzbereich ist neu festzusetzen, 
wenn eine Änderung in der Anlage oder im Betrieb 
des Flugplatzes zu einer wesentlichen Veränderung 
der Lärmbelastung in der Umgebung des Flugplatzes 
führen wird. 


§ 5 

Beschränkung der baulichen Nutzung 
im Lärmschutzbereich 

(1) Im Lärmschutzbereich dürfen Krankenhäuser, 
Altenheime, Erholungsheime, Schulen und ähnliche 
in gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen 
nicht errichtet werden. Die nach Landesrecht zustän- 
dige Behörde kann Ausnahmen zulassen, wenn dies 
zur Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen 
Einrichtungen oder sonst im öffentlichen Interesse 
dringend geboten ist. 

(2) In der Schutzzone 1 dürfen Wohnungen nicht 
errichtet werden. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Wohnungen, deren Er- 
richtung im Zeitpunkt der Festsetzung des Lärm- 
schutzbereichs aufgrund eines Bebauungsplans oder 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 3 

Ermittlung der Lärmbelastung 

Der äquivalente Dauerschallpegel wird unter 
Berücksichtigung von Art und Umfang des innerhalb 
eines Zeitraums von zehn Jahren voraussehbaren 
Flugbetriebes auf der Grundlage des zu erwarten- 
den Ausbaus des Flugplatzes nach der Anlage zu 
diesem Gesetz ermittelt. 

§ 4 

Festsetzung des Lärmschutzbereichs 

(1) Der Lärmschutzbereich wird vom Bundes- 
minister des Innern, bei Verkehrsflughäfen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr, 
bei militärischen Flugplätzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates fest- 
gesetzt. Karten und Pläne, die Bestandteil der 
Rechtsverordnung sind, können dadurch verkündet 
werden, daß sie bei einer Amtsstelle zu jedermanns 
Einsicht archivmäßig gesichert niedergelegt werden. 
In der Rechtsverordnung ist hierauf hinzuweisen. 

(2) Der Lärmschutzbereich ist neu festzusetzen, 
wenn eine Änderung in der Anlage oder im Betrieb 
des Flugplatzes zu einer wesentlichen Veränderung 
der Lärmbelastung in der Umgebung des Flug- 
platzes führen wird. Eine Veränderung der Lärm- 
belastung ist insbesondere dann als wesentlich an- 
zusehen, wenn sich der äquivalente Dauerschall- 
pegel an der äußeren Grenze des Lärmschutzberei- 
ches um mehr als 4 dB(A) erhöht. 

(3) Spätestens nach Ablauf von fünf Jahren seit 
Festsetzung des Lärmschutzbereichs ist zu prüfen, 
ob sich die Lärmbelastung wesentlich verändert hat 
oder innerhalb der nächsten zehn Jahre voraussicht- 
lich wesentlich verändern wird. Die Prüfung ist in 
Abständen von fünf Jahren zu wiederholen, sofern 
nicht besondere Umstände eine frühere Prüfung er- 
forderlich machen. 

§ 5 

Bauverbote 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) unverändert 
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nach § 34 des Bundesbaugesetzes zulässig ist, auch 
wenn die im Zusammenhang bebauten Ortsteile in 
den Geltungsbereich eines Bebauungsplans einbe- 
zogen werden. Absatz 2 gilt ferner nicht für die Er- 
richtung von 

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsper- 
sonen von Betrieben oder öffentlichen Einrich- 
tungen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs- 
leiter, 

2. Wohnungen, die nach § 35 Abs. 1 des Bundes- 
baugesetzes im Außenbereich zulässig sind, 

3. Wohnungen und Gemeinschaftsunterkünften für 
Angehörige der Bundeswehr und der aufgrund 
völkerrechtlicher Verträge in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten Streitkräfte. 

(4) Soweit bauliche Anlagen nach Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 3 errichtet werden dürfen, müssen sie 
den nach § 7 festgesetzten Schallschutzanforderun- 
gen genügen. 

(5) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten nicht für 
bauliche Anlagen, für die vor Festsetzung des Lärm- 
schutzbereichs eine Baugenehmigung erteilt worden 
ist. 

§ 6 

Beschränkung der baulichen Nutzung 
in der Schutzzone 2 

In der Schutzzone 2 dürfen Wohnungen nur errich- 
tet werden, sofern sie den nach § 7 festgesetzten 
Scballschutzanforderungen genügen. 


§ 7 

Schallschutz 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Schallschutzanforderungen unter Beachtung des 
Standes der Schallschutztechnik im Hochbau festzu- 
setzen, denen die baulichen Anlagen zum Schutz 
ihrer Bewohner vor Fluglärm in den Fällen des § 5 
Abs. 1 Satz 2, Absatz 3 und des § 6 genügen müssen. 

§ 8 

Entschädigung bei Bauverboten 

(1) Wird durch ein Bauverbot nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 oder Absatz 2 die bisher zulässige bauliche 
Nutzung aufgehoben und tritt dadurch eine nicht nur 
unwesentliche Wertminderung des Grundstücks ein, 
so kann der Eigentümer insoweit eine angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen. Der Eigentümer 
kann ferner eine angemessene Entschädigung in 
Geld verlangen, soweit durch das Bauverbot Auf- 
wendungen für Vorbereitungen zur baulichen Nut- 
zung des Grundstücks an Wert verlieren, die der 
Eigentümer im Vertrauen auf den Bestand der bisher 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Absatz 4 entfällt 


(5) unverändert 


§ 6 

Sonstige Beschränkungen der baulichen Nutzung 

Die nach § 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 zulässigen 
baulichen Anlagen sowie Wohnungen in der Schutz- 
zone 2 dürfen nur errichtet werden, sofern sie den 
nach § 7 festgesetzten Schallschutzanforderungen 
genügen. 

§ 7 

Schallschutz 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Schallschutzanforderungen unter Beachtung des 
Standes der Schallschutztechnik im Hochbau fest- 
zusetzen, denen die baulichen Anlagen zum Schutz 
ihrer Bewohner vor Fluglärm im dem Fall des § 6 
genügen müssen. 

§ 8 

Entschädigung bei Bauverboten 

(1) Wird durch ein Bauverbot nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 oder Absatz 2 die bisher zulässige bauliche 
Nutzung aufgehoben und tritt dadurch eine nicht 
nur unwesentliche Wertminderung des Grundstücks 
ein, so kann der Eigentümer insoweit eine ange- 
messene Entschädigung in Geld verlangen. Der 
Eigentümer kann ferner eine angemessene Entschä- 
digung in Geld verlangen, soweit durch das Bau- 
verbüt Aufwendungen für Vorbereitungen zur bau- 
lichen Nutzung des Grundstücks an Wert verlieren, 
die der Eigentümer im Vertrauen auf den Bestand 
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zulässigen baulichen Nutzung gemacht hat. Ein An- 
spruch auf Entschädigung besteht dann nicht, wenn 
der Eigentümer das Grundstück nach dem 1. Januar 
1961 erworben hat, es sei denn, daß der Antrag- 
steller das Eigentum an dem Grundstück von seinem 
Ehegatten oder von einer Person erworben hat, die 
mit ihm in gerader Linie verwandt oder verschwä- 
gert oder in der Seitenlinie bis zum 3. Grad ver- 
wandt ist. Dies gilt nicht für Grundstücke, die in 
einem Lärmschutzbereich einbezogen werden, der für 
einen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes angelegten 
oder in seiner Anlage wesentlich erweiterten oder 
geänderten Flugplatz festgesetzt wird. 

(2) Im übrigen sind die Vorschriften des § 93 
Abs. 2, 3 und 4, des § 95 Abs. 1, 2 und 4, der §§ 96, 
97, 98 und 99 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes sowie 
die Vorschriften der §§ 17, 18 Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 3 
und der §§ 19 bis 25 des Schutzbereichsgesetzes vom 
7. Dezember 1956 (BundesgesetzbL I S. 899), zuletzt 
geändert durch das Einführungsgesetz zum Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbL I S. 503), sinngemäß anzuwenden. 

§ 9 

Erstattung von Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen 

(1) Dem Eigentümer eines in der Schutzzone 1 
gelegenen Grundstücks, das bei Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs in einer in § 5 Abs. 1 Satz 1, 
Absatz 2 oder Absatz 5 genannten Weise genutzt 
wird, werden auf Antrag Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 und 3 und des § 10 erstattet. Stehen das 
Gebäude oder Teile des Gebäudes im Eigentum 
eines Erbbauberechtigten oder eines Wohnungs- 
eigentümers, so tritt dieser an die Stelle des Eigen- 
tümers des Grundstücks. Der Anspruch kann nur 
innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach der Fest- 
setzung des Lärmschutzbereichs geltend gemacht 
werden. 

(2) Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß- 
nahmen werden nicht erstattet, wenn der Antrag- 
steller das Eigentum am Grundstück nach dem 1. Ja- 
nuar 1961 erworben hat, es sei denn, daß der An- 
tragsteller das Eigentum an dem Grundstück von 
seinem Ehegatten oder von einer Person erworben 
hat, die mit ihm in gerade Linie verwandt oder ver- 
schwägert oder in der Seitenlinie bis zum 3. Grad 
verwandt ist. Dies gilt nicht für Grundstücke, die in 
einem Lärmschutzbereich einbezogen werden, der 
für einen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ange- 
legten oder in seiner Anlage wesentlich erweiterten 
oder geänderten Flugplatz festgesetzt wird. 

(3) Die Aufwendungen für bauliche Schallschutz- 
maßnahmen werden nur erstattet, soweit sich die 
Maßnahmen im Rahmen der nach § 7 erlassenen 
Rechtsverordnung halten. Bei Wohngebäuden wer- 
den Aufwendungen nicht erstattet, soweit sie den 
Betrag von 100 DM je Quadratmeter Wohnfläche 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

der bisher zulässigen baulichen Nutzung gemacht 
hat. 


(2) Die Vorschriften des § 93 Abs. 2, 3 und 4, des 
§ 95 Abs. 1, 2 und 4, der §§ 96, 97, 98 und 99 Abs. 1 
des Bundesbaugesetzes sowie die Vorschriften der 
§§ 17, 18 Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 3 und der §§ 19 bis 25 
des Schutzbereichsgesetzes vom 7. Dezember 1956 
(BundesgesetzbL I S. 899), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (BundesgesetzbL I 
S. 503), sind sinngemäß anzu wenden. 

§ 9 

Erstattung von Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen 

(1) Dem Eigentümer eines in der Schutzzone 1 
gelegenen Grundstücks, auf dem bei Festsetzung 
des Lärmschutzbereichs Einrichtungen nach § 5 
Abs. 1 Satz 1 oder Wohnungen errichtet sind oder 
auf dem die Errichtung von baulichen Anlagen nach 
§ 5 Abs. 4 zulässig ist, werden auf Antrag Auf- 
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 und des § 10 er- 
stattet. Stehen das Gebäude oder Teile des Ge- 
bäudes im Eigentum eines Erbbauberechtigten oder 
eines Wohnungseigentümers, so tritt dieser an die 
Stelle des Eigentümers des Grundstücks. Der An- 
spruch kann nur innerhalb einer Frist von fünf 
Jahren nach der Festsetzung des Lärmschutzbe- 
reichs geltend gemacht werden. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Die Aufwendungen für bauliche Schallschutz- 
maßnahmen werden nur erstattet, soweit sich die 
Maßnahmen im Rahmen der nach § 7 erlassenen 
Rechtsverordnung halten. Bei Wohngebäuden wer- 
den Aufwendungen nicht erstattet, soweit sie den 
Betrag von 100 DM je Quadratmeter Wohnfläche 
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übersteigen. Für die Berechnung der Wohnfläche übersteigen. Für die Berechnung der Wohnfläche 
gelten §§ 42, 43 der Verordnung über wohnungs- gelten §§ 42, 43 der Verordnung über wohnungs- 
wirtschaftliche Berechnungen in der jeweils gelten- wirtschaftliche Berechnungen in der jeweils gelten- 
den Fassung. Höchstgrenzen für die Erstattung von den Fassung. 

Aufwendungen für Einrichtungen nach § 5 Abs. 1 
werden von der Bundesregierung durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates festge- 
setzt. 


§ 10 

Verfahren bei der Erstattung von Aufwendungen 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
setzt die erstattungsfähigen Aufwendungen (§ 9) 
nach Anhörung der Beteiligten (Zahlungsempfänger 
und Zahlungspflichtiger) durch schriftlichen Bescheid 
fest. Der Bescheid muß eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten. Er ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Im übrigen sind die Vorschriften des § 20 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, des § 21 Abs. 1, der §§ 22 
und 24 und des § 25 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 1 des 
Schutzbereichsgesetzes vom 7. Dezember 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 899), zuletzt geändert durch das Ein- 
führungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 11 

Auskunft 

(1) Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens 
nach § 1 Nr. 1 ist verpflichtet, dem Bundesminister 
für Verkehr und seinen Beauftragten die zur Ermitt- 
lung des äquivalenten Dauerschallpegels (§ 3) erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen sowie Unterlagen 
und Pläne vorzulegen. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die nach Absatz 1 erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungsver- 
fahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 


(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

den in Absatz 2 Satz 2 genannten Höchstbetrag zu 
ändern, soweit sich die erforderlichen Aufwendun- 
gen für Schallschutzmaßnahmen nach § 7 allgemein 
wesentlich erhöht haben. 


§ 10 

Verfahren bei der Erstattung von Aufwendungen 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
setzt nach Anhörung der Beteiligten (Zahlungs- 
empfänger und Zahlungspflichtiger) durch schrift- 
lichen Bescheid fest, in welcher Höhe die Aufwen- 
dungen erstattungsfähig sind. Der Bescheid muß 
eine Rechtsmittelbelehrung enthalten. Er ist den 
Beteiligten zuzustellen. 

Absatz 2 entfällt 


§ 11 

unverändert 
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§ 12 

Zahlungspflichtiger 

(1) Zur Zahlung der Entschädigung nach § 8 und 
zur Erstattung der Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach § 9 ist der Flugplatz- 
halter verpflichtet. 

(2) Soweit die auf Grund völkerrechtlicher Ver- 
träge in der Bundesrepublik Deutschland stationier- 
ten Streitkräfte Flugplätze im Bundesgebiet benut- 
zen und ein Entsendestaat als Flugplatzhalter zah- 
lungspflichtig ist, steht die Bundesrepublik für die 
Erfüllung der Zahlungspflicht ein. Rechtsstreitig- 
keiten wegen der Zahlung einer Entschädigung oder 
der Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen werden von der Bundes- 
republik Deutschland im eigenen Namen für den 
Entsendestaat geführt, gegen den sich der Anspruch 
richtet. 


Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 



§ 12 

unverändert 


§ 13 a 

Sonderregelung für Berlin 

(1) Die §§ 1 bis 13 gelten nicht im Land Berlin, 

(2) Das Land Berlin kann durch Landesgesetz 
eine seinen besonderen Verhältnissen angepaßte 
gesetzliche Regelung unter sinngemäßer Anwen- 
dung der in den §§ 1 bis 13 dieses Gesetzes ent- 
wickelten Grundsätze treffen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

§ 14 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. November 1968 (Bundesge- 
setzbl. IS. 1113) wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 2 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„Städtebaues" die Worte „sowie den Schutz vor 
Fluglärm" eingefügt. 

2. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

»§ 19 a 

Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens, 
der dem Fluglinienverkehr angeschlossen ist, hat 
innerhalb einer von der Genehmigungsbehörde 
festzusetzenden Frist auf dem Flughafen und in 
dessen Umgebung Einrichtungen zur fortlaufend 
registrierenden Messung der durch die an- und 
abfliegenden Luftfahrzeuge entstehenden Geräu- 
sche zu beschaffen und zu betreiben. Die Meß- 
und Auswertungsergebnisse sind der Genehmi- 
gungsbehörde und der Sachverständigenkommis- 
sion nach § 32 a sowie auf Verlangen der Geneh- 
migungsbehörde anderen Behörden mitzuteilen. 
Sofern ein Bedürfnis für die Beschaffung und den 
Betrieb von Einrichtungen nach Satz 1 nicht be- 
steht, kann die Genehmigungsbehörde Ausnah- 
men zulassen." 


3. Nach § 29 a wird folgender § 29 b eingefügt: 

„§ 29 b 

(1) Flugplatzhalter, Luftfahrzeughalter und 
Luftfahrzeugführer sind verpflichtet, beim Betrieb 
von Luftfahrzeugen in der Luft und am Boden 
vermeidbare Geräusche zu verhindern und die 
Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein 
Mindestmaß zu beschränken, wenn dies erfor- 
derlich ist, um die Bevölkerung vor Gefahren, 
erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästi- 
gungen durch Lärm zu schützen. Auf die Nacht- 
ruhe der Bevölkerung ist in besonderem Maße 
Rücksicht zu nehmen. 

(2) Die Luftfahrtbehörden haben auf den 
Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem Flug- 
lärm hinzuwirken." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
ZWEITER ABSCHNITT 

§ 14 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. November 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1113) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert * 


2. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

A 19 a 

Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens, 
der dem Fluglinienverkehr angeschlossen ist, hat 
innerhalb einer von der Genehmigungsbehörde 
festzusetzenden Frist auf dem Flughafen und in 
dessen Umgebung Anlagen zur fortlaufend 
registrierenden Messung der durch die an- und 
abfliegenden Luftfahrzeuge entstehenden Ge- 
räusche einzurichten und zu betreiben. Die Meß- 
und Auswertungsergebnisse sind der Genehmi- 
gungsbehörde und der Kommission nach § 32 b 
sowie auf Verlangen der Genehmigungsbehörde 
anderen Behörden mitzuteilen. Sofern ein Be- 
dürfnis für die Beschaffung und den Betrieb von 
Anlagen nach Satz 1 nicht besteht, kann die Ge- 
nehmigungsbehörde Ausnahmen zulassen." 


2 a. In § 29 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt: 

„Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren, er- 
heblichen Nachteilen oder erheblichen Belästi- 
gungen durch Fluglärm oder durch Luftver- 
unreinigung durch Luftfahrzeuge in der Umge- 
bung von Flugplätzen dürfen nur im Benehmen 
mit den für den Immissionsschutz zuständigen 
obersten Landesbehörden getroffen werden." 

3. unverändert 
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Entwurf 

4. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sowie die Vermeidung übermäßiger Geräu- 
sche durch Luftfahrzeuge in der Luft und am 
Boden" gestrichen; 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird in Nummer 13 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
neue Nummer 14 angefügt: 

„14. Den Schutz der Bevölkerung vor Flug- 
lärm, insbesondere durch Maßnahmen 
zur Geräuschminderung am Luftfahr- 
zeug, beim Betrieb von Luftfahrzeugen 
am Boden, beim Starten und Landen und 
beim überfliegen besiedelter Gebiete 
einschließlich der Einrichtungen zur 
Messung des Fluglärms und zur Aus- 
wertung der Meßergebnisse." 


c) In Absatz 1 Satz 3 werden nach den Worten 
,, Bundesminister der Verteidigung" ein 
Komma und die Worte „Rechtsverordnungen 
nach Nummer 14 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen" ein- 
gefügt. 

d) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
angefügt: 

„ Verwaltungsvorschriften, die dem Schutz vor 
Fluglärm dienen, erläßt der Bundesminister 
für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Gesundheitswesen." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


5. Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„sowie die Vermeidung übermäßiger Ge- 
räusche durch Luftfahrzeuge in der Luft und 
am Boden" gestrichen-, 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird in Nummer 13 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
neue Nummern 14 und 15 angefügt: 

„14. Den Schutz der Bevölkerung vor Flug- 
lärm, insbesondere durch Maßnahmen 
zur Geräuschminderung am Luftfahr- 
zeug, beim Betrieb von Luftfahrzeugen 
am Boden, beim Starten und Landen 
und beim Überfliegen besiedelter Ge- 
biete einschließlich der Anlagen zur 
Messung des Fluglärms und zur Aus- 
wertung der Meßergebnisse, 

15. den Schutz vor Luftverunreinigungen 
durch Luftfahrzeuge, insbesondere dar- 
über, daß die Verunreinigung der Luft 
durch Abgase der Luftfahrzeuge das 
nach dem jeweiligen Stand der Technik 
unvermeidbare Maß nicht übersteigen 
darf; 

c) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Rechtsverordnungen nach Nummern 14 und 

15 werden vom Bundesminister für Verkehr 
und vom Bundesminister des Innern erlas- 
sen." 

d) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
angefügt: 

„Soweit die allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften dem Schutz vor Fluglärm oder dem 
Schutz vor Luftverunreinigungen durch Luft- 
fahrzeuge dienen, werden sie vom Bundes- 
minister für Verkehr und vom Bundes- 
minister des Innern mit Zustimmung des Bun- 
desrates erlassen." 

5. Nach § 32 werden folgende §§ 32 a und 32 b ein- 
gefügt: 

§ 32 a 


(1) Bei dem Bundesminister des Innern und 
dem Bundesminister für Verkehr wird ein Be- 
ratender Ausschuß gebildet, der vor Erlaß von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften auf Grund dieses Gesetzes zu 
hören ist, soweit sie dem Schutz gegen Fluglärm 
und gegen Luftverunreinigungen durch Luftfahr- 
zeuge dienen. Dem Ausschuß sollen Vertreter 
der Wissenschaft, der Technik, der Flugplatz- 
halter, der Fluggesellschaften, der kommunalen 
Spitzenverbände, der Vereinigungen gegen 
Lärm, der Kommission nach § 32 b, der Luftfahrt- 
behörden, der für den Immissionsschutz zustän- 
digen obersten Landesbehörden und der obersten 
Landesplanungsbehörden angehören. Die Mit- 
gliedschaft ist ehrenamtlich. 
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Entwurf 


.§ 32 a 

(1) Zur Beratung der Genehmigungsbehörde 
über Maßnahmen zum Schutz vor Fluglärm wird 
für jeden Flugplatz, für den ein Lärmschutz- 
bereich nach § 1 Nr. 1 des Gesetzes zum Schutz 
vor Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen 
vom , . . (Bundesgesetzbl. IS....) festzusetzen 
ist, eine Sachverständigenkommission gebildet. 
Ist die Anlage eines neuen Flugplatzes geplant, 
wird die Sachverständigenkommission vor Ein- 
leitung des Genehmigungsverfahrens gebildet. 

(2) Die Genehmigungsbehörde unterrichtet die 
Sachverständigenkommission über die aus Lärm- 
schutzgründen beabsichtigten Maßnahmen. Vor 
Erteilung der Genehmigung zur Anlage oder 
Erweiterung eines Flugplatzes nach § 6 Abs. 4 
Satz 2 ist der Sachverständigenkommission der 
Genehmigungsantrag mit den vorgeschriebenen 
Unterlagen zuzuleiten. 

(3) Die Sachverständigenkommission ist be- 
rechtigt, der Genehmigungsbehörde Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm in der 
Umgebung des Flugplatzes vorzuschlagen. Hält 
die Genehmigungsbehörde die vorgeschlagenen 
Maßnahmen nicht für geeignet oder nicht für 
durchführbar, so teilt sie dies der Sachverstän- 
digenkommission unter Angabe der Gründe mit. 

(4) Der Sachverständigenkommission sollen 
angehören: 

Vertreter der vom Fluglärm in der Umge- 
bung des Flugplatzes betroffenen Gemein- 
den, 


Vertreter der Luftfahrzeughalter, 

Vertreter der für die Flugverkehrskontrolle 
zuständigen Behörde, 

Vertreter des Flugplatzhalters, 

Vertreter der für das Gesundheitswesen zu- 
ständigen Örtlichen Stellen. 


In die Kommission können weitere Mitglieder 
berufen werden, soweit es die besonderen ört- 
lichen Verhältnisse erfordern. In die Kommis- 
sion sollen nicht mehr als 15 Mitarbeiter berufen 
werden. Die Mitgliedschaft ist ehrenamtlich. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Die Mitglieder des Beratenden Ausschus- 
ses werden vom Bundesminister des Innern und 
vom Bundesminister für Verkehr berufen. Der 
Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung und 
v/ählt den Vorsitzenden. Die Geschäftsordnung 
und die Wahl des Vorsitzenden bedürfen der 
Zustimmung des Bundesministers des Innern und 
des Bundesministers für Verkehr. 

§ 32 b 

(1) Zur Beratung der Genehmigungsbehörde 
über Maßnahmen zum Schutz gegen Fluglärm 
wird für jeden Verkehrsflughafen, für den ein 
Lärmschutzbereich nach dem Gesetz zum Schutz 
gegen Fluglärm vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) festzusetzen ist, eine Kommission ge- 
bildet. Ist die Anlage eines neuen Flugplatzes 
geplant, wird die Kommission vor Einleitung 
des Genehmigungsverfahrens gebildet. 

(2) Die Genehmigungsbehörde unterrichtet die 
Kommission über die aus Lärmschutzgründen 
beabsichtigten Maßnahmen. Vor Erteilung der 
Genehmigung zur Anlage oder Erweiterung 
eines Flugplatzes nach § 6 Abs. 4 Satz 2 ist der 
Kommission der Genehmigungsantrag mit den 
vorgeschriebenen Unterlagen zuzuleiten. 

(3) Die Kommission ist berechtigt, der Ge- 
nehmigungsbehörde Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung gegen Fiuglärm in der Umgebung 
des Flugplatzes vorzuschlagen. Hält die Geneh- 
migungsbehörde die vorgeschlagenen Maßnah- 
men nicht für geeignet oder nicht für durchführ- 
bar, so teilt sie dies der Kommission unter An- 
gabe der Gründe mit. 

(4) Der Kommission sollen angehören: 

Vertreter der vom Fluglärm in der Um- 
gebung des Flugplatzes betroffenen Ge- 
meinden, 

Vertreter der Bundesvereinigung gegen 
Fluglärm, 

Vertreter der Luftfahrzeughalter, 

Vertreter der für die Flugverkehrskontrolle 
zuständigen Behörde, 

Vertreter des Flugplatzhalters, 

Vertreter der für den Immissionsschutz zu- 
ständigen obersten Landesbehörde, 

Vertreter der obersten Landesplanungsbe- 
hörde. 

In die Kommission können weitere Mitglieder 
berufen werden, soweit es die besonderen Um- 
stände des Einzelfalles erfordern. In die Kommis- 
sion sollen nicht mehr als 15 Mitglieder berufen 
werden. Die Mitgliedschaft ist ehrenamtlich. 
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(5) Die Mitglieder der Sachverständigenkom- 
mission werden von der Genehmigungsbehörde 
berufen. Die Kommission gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung und wählt aus ihrer Mitte den 
Vorsitzenden. Die Geschäftsordnung und die 
Wahl des Vorsitzenden bedürfen der Zustim- 
mung der Genehmigungsbehörde. 

(6) Zu den Sitzungen der Sachverständigen- 
kommission ist die Genehmigungsbehörde einzu- 
laden. Die durch die Sitzungen entstehenden 
Kosten trägt das Land, in dessen Gebiet der Flug- 
platz liegt. 

(7) Die Genehmigungsbehörde ordnet für an- 
dere als die in Absatz 1 bezeichneten Flugplätze 
die Bildung einer Sachverständigenkommission 
an, wenn hierzu aus Gründen des Lärmschutzes 
ein Bedürfnis besteht. Die Absätze 1 bis 6 gelten 
sinngemäß." 


§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Anlage zu § 3 

1. Der äquivalente Dauerschallpegel in einem 
beliebigen Punkt in der Umgebung eines Flug- 
platzes (Immissionsort) wird unter Berücksichti- 
gung von Art und Umfang des voraussehbaren 
Flugbetriebes ermittelt aus 

a) dem höchsten Schallpegel des Geräusches für 
jeden Vorbeiflug eines Luftfahrzeuges und 

b) der Dauer des Geräusches bei jedem Vorbei- 
flug eines Luftfahrzeuges. 

Der Ermittlung werden als Bezugsraum die sechs 
verkehrsreichsten Monate des Jahres zugrunde 
gelegt. Tagflüge (in der Zeit von 6 bis 22 Uhr) 
und Nachtflüge (22 bis 6 Uhr) werden unter- 
schiedlich bewertet. 

2. Schallpegel sind in dB (A) anzugeben. 

3. Der höchste Schallpegel des Geräusches am 
Immissionsort für den Vorbeiflug ist aus der Ge- 
räuschemission des Luftfahrzeuges unter Berück- 
sichtigung des Abstandes zur Flugbahn und der 
Schallausbreitungsverhältnisse zu ermitteln. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(5) Die Mtiglieder der Kommission werden 
von der Genehmigungsbehörde berufen. Die 
Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung und 
wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. Die 
Geschäftsordnung und die Wahl des Vorsitzen- 
den bedürfen der Zustimmung der Genehmi- 
gungsbehörde. 

(6) Zu den Sitzungen der Kommission ist die 
Genehmigungsbehörde einzuladen. Die durch die 
Sitzungen entstehenden Kosten trägt das Land, 
in dessen Gebiet der Flugplatz liegt. 

(7) Die Genehmigungsbehörde ordnet für an- 
dere als die in Absatz 1 bezeichneten Flugplätze 
die Bildung einer Kommission an, wenn hierzu 
aus Gründen des Lärmschutzes ein Bedürfnis 
besteht. Die Absätze 1 bis 6 gelten sinngemäß." 

§ 14 a 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 15 

unverändert 


Anlage zu § 3 

1. Der äquivalente Dauerschallpegel in einem be- 
liebigen Punkt in der Umgebung eines Flug- 
platzes (Immissionsort) wird ermittelt aus 


a) dem höchsten Schallpegel des Geräusches für 
jeden Vorbeiflug eines Luftfahrzeuges und 

b) der Dauer des Geräusches bei jedem Vorbei- 
flug eines Luftfahrzeuges. 

Der Ermittlung werden als Bezugsraum die sechs 
verkehrsreichsten Monate des Jahres zugrunde 
gelegt. Tagflüge (in der Zeit von 6 bis 22 Uhr) 
und Nachtflüge (22 bis 6 Uhr) werden unter- 
schiedlich bewertet. 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 4. Ausschusses 

4. Als Dauer des Geräusches am Immissionsort für 4. unverändert 
den Vorbeiflug gilt der Zeitraum, in dem der 

Schallpegel, der um 10 dB(A) unter dem höchsten 
Schallpegel liegt, überschritten wird. 

5. Nach der Formel Li 5. unverändert 

Le, = 13,3 lg 2 gt ^ • 10 dB(A) 

i -t 

sind mit 

a) gi — 1,5 für Tagflüge 

gi = 0 für Nachtflüge 

b) gi = 1 für Tagflüge 

gi = 5 für Nachtflüge 

zwei äquivalente Dauerschallpegel zu ermitteln; 
der höchste Pegel ist der äquivalente Dauer- 
schallpegel nach § 2 des Gesetzes. 

6. Formelzeichen: 6. unverändert 

lg der Logarithmus zur Basis 10 

2 : die Summe über alle Vorbeiflüge im Be- 

^ Zugszeitraum 

i der laufende Index des einzelnen Vorbei- 

flugs 

gi die Bewertungsfaktoren für Tag- und 
Nachtflüge 

ti die Dauer des Geräusches nach Nummer 4 
T der Bezugszeitraum nach Nummer 1 Satz 2 

Li der Zahlenwert des höchsten Schallpegels 
des Geräusches nach Nummer 3 
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